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Kein Wachstum ist auch keine Lösung
Eine Kritik an Degrowth- und Postwachstumsansätzen

Angesichts des Klimawandels und anderer ökologischer Probleme finden die Positionen 
der Degrowth- und Postwachstumsansätze vermehrt Anhänger:innen. Allerdings haben 
diese wachstumskritischen Ansätze viele Probleme. Die Wachstumskritik ist zwar in vielen 
Bereichen berechtigt, die Schrumpfung oder Stagnation der Produktion ist aber mit negativen 
sozialen und politischen Folgen verbunden, weil sie mit hoher Wahrscheinlichkeit zu massiven 
Verteilungskonflikten führen würde. Zudem könnte eine Schrumpfung oder Stagnation des 
BIP die notwendige Dekarbonisierung der Wirtschaft erschweren, weil die dafür notwendigen 
Investitionen in einer solchen Wirtschaft sehr viel schwerer umzusetzen wären als in einer 
wachsenden Wirtschaft.
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Der Klimawandel schreitet voran. Weltweit ist die Tempera-
tur im Durchschnitt bereits um 1,2 °C gegenüber den vorin-
dustriellen Durchschnittstemperaturen gestiegen (BMWK, 
2022) und dennoch nehmen die weltweiten Treibhausgas-
emissionen (THG-Emissionen) weiter zu. 2022 stiegen die 
CO2-Emissionen um 0,9 % gegenüber dem Vorjahr auf einen 
neuen Höchststand (IEA, 2023). Ein wesentlicher Treiber der 
THG-Entwicklung ist die Produktion von Waren und Dienst-
leistungen. In der Produktion wird Energie verbraucht, die 
vor allem durch die Nutzung fossiler Brennstoffe gewonnen 
wird. Fossile Brennstoffe machen immer noch 81 % des glo-
balen und 76 % des deutschen Primärenergieverbrauchs 
aus (Ritchie et al., 2022). Die globale Produktion – gemessen 
als das um Preisveränderungen bereinigte Bruttoinlandspro-
dukt (BIP) – nimmt aber weiter zu, 2022 um 3,2 % (IEA, 2023).

Der politische Mainstream in der Klimapolitik setzt auf das 
Konzept des Grünen Wachstums: Danach soll es möglich 
sein, die Wirtschaft weiter wachsen zu lassen und gleichzeitig 
die THG-Emissionen durch den Einsatz klimaneutraler Tech-
nologien zu senken (Lindner, 2023). Es stellt sich allerdings 
die Frage: Wenn die steigende Produktion weiterhin zu stei-
genden THG-Emissionen führt, müsste die Produktion nicht 
sinken oder zumindest stagnieren, damit auch die Emissio-
nen reduziert werden können bzw. nicht weiter steigen?

Dass die Produktion zumindest in den reichen Industrie-
ländern sinken muss, um das Klima zu retten, befürworten 
die Anhänger:innen der Degrowth-Idee. Eine zweite Option 
wird von Anhänger:innen der Postwachstums-Bewegung 

vorgeschlagen: Das BIP müsse nicht notwendigerweise 
sinken, aber in den reichen Ländern zumindest stagnieren.

Wachstum und Treibhausgasemissionen

Für eine Diskussion von Degrowth, Postwachstum und 
Grünem Wachstum ist es sinnvoll, genauer auf den Zusam-
menhang zwischen BIP und THG-Emissionen einzugehen. 
Hilfreich ist die folgende Identität, nach der sich die THG-
Emissionen als Produkt aus dem BIP (Y) und der THG-In-
tensität ergeben, also den THG-Emissionen pro Einheit BIP:

                                 THG Y Y
THG

#= 	    	    (1)

So lange sich die THG-Intensität nicht verändert, führt jeder 
Anstieg der Produktion zu einem Anstieg der Emissionen 
und jede Produktionssenkung zu einer Emissionssenkung. 
In der Regel bleibt aber die Emissionsintensität nicht gleich. 
Sie sinkt, wenn sich die Energieeffizienz verbessert, also 
pro Einheit Produktion weniger Energie verbraucht wird 
und/oder Energie mit weniger THG-Emissionen produziert 
wird, vor allem durch den Einsatz von treibhausgasneutra-
len Energiearten wie den erneuerbaren Energien.

Diese Identität liefert zwar keine Erklärung der Emissi-
onsentwicklung. Da sie immer gültig ist, hat sie aber den 
Vorteil, dass jede Entwicklung des BIP und der Treibhaus-
gase mit ihr konsistent sein muss. Anhand der Formel las-
sen sich somit die notwendigen Bedingungen angeben, 
unter denen das Ziel der THG-Neutralität erreicht werden 
kann.  Laut Gleichung (1) können die THG-Emissionen nur 
dann null sein, wenn entweder die THG-Intensität oder 
die Produktion null ist. Da Menschen für ihr Überleben im-
mer Güter und Dienstleistungen herstellen müssen, kann 
die Produktion nicht auf null fallen. Und da für jede Art 



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
565

Analysen  Wachstum

Prof. Dr. Fabian Lindner ist Professor für Internationale 

Ökonomie an der Hochschule für Technik und Wirtschaft 

Berlin.

Produktion Energie eingesetzt werden muss, kann auch 
der Energieverbrauch nicht auf null sinken. Das heißt, zur 
Verhinderung einer weiteren Erderwärmung muss das 
Energiesystem auf THG-Neutralität umgestellt werden, 
egal, wie hoch die Produktion ist (Holzmann et al., 2023).

Hilfreich für die Analyse ist weiterhin, Gleichung (1) in 
Wachstumsraten auszudrücken (mit g als der jeweiligen 
Wachstumsrate):

   	             g g gTHG THG Intensität Y= +- 		     (2)

Setzt man sich das Ziel der Klimaneutralität – eine Reduzie-
rung der THG-Emissionen auf null nach Gleichung (1) –, las-
sen sich anhand von Gleichung (2) die Bedingungen der drei 
Positionen Degrowth, Postwachstum und Grünem Wachs-
tum darstellen. Degrowth setzt schwerpunktmäßig auf eine 
Senkung des BIP, um die THG-Emissionen zu senken. In Glei-
chung (2) drückt sich das in einer negativen Wachstumsrate 
des BIP aus. Bei Postwachstum würde das BIP nicht weiter 
zunehmen, das BIP-Wachstum in Gleichung (2) also bei null 
liegen. In beiden Fällen müsste dann auch die THG-Intensität 
sinken, um die THG-Emissionen auf null zu reduzieren, bei 
Postwachstum stärker als bei Degrowth. Schließlich kann 
laut Grünem Wachstum das BIP weiter zunehmen, dessen 
Wachstumsrate also positiv sein, wenn die THG-Intensität mit 
einer deutlich höheren Rate fällt als das BIP steigt.

Welche Art von Wachstum gab es bisher? In vielen Indus-
triestaaten – darunter die EU und die USA – gibt es bereits 
Grünes Wachstum, wie Hausfather (2021) für 32 Länder 
für 2005 bis 2019 zeigt. Dort ist das BIP gestiegen und die 
CO2-Emissionen sind gefallen. Insgesamt sind die welt-
weiten CO2-Emissionen im gleichen Zeitraum aber um 7,1 
Mrd. t gestiegen. Die globale CO2-Intensität ist zwar gesun-
ken, aber das Welt-BIP hat mit einer deutlich höheren Rate 
zugenommen. Diese Steigerung der Emissionen liegt we-
sentlich an Indien und China: In Indien sind die Emissionen 
um 1,3 Mrd. t gestiegen und in China um 4,9 Mrd. t. China 
war 2020 somit das Land mit den höchsten THG-Emissio-
nen. Die USA waren auf dem zweiten, Indien auf dem drit-
ten und die EU27 auf dem vierten Platz (UNEP, 2022). Trotz 
des Grünen Wachstums in den Industriestaaten ist die Welt 
insgesamt noch weit davon entfernt, das Ziel des Pariser 
Klimaabkommens – einer Begrenzung der globalen Erwär-
mung auf unter 2 °C – zu erreichen (UNEP, 2022).

Wozu überhaupt Wachstum?

Solange die THG-Intensität nicht sehr viel stärker abnimmt 
als bisher, führt Wachstum zu mehr THG-Emissionen und 
erhöht damit die Wahrscheinlichkeit von katastropha-
lem Klimawandel. Hier setzt auch die ökologische Kritik 
von Degrowth- und Postwachstumstheoretiker:innen 

an. Wachstum führe für sich genommen zu einer Über-
nutzung der ökologischen Ressourcen. Dabei entste-
hen nicht nur zu viele THG-Emissionen, sondern es wird 
auch insgesamt zu viel Naturkapital verbraucht, was die 
Grundlagen für das Leben auf der Erde gefährdet. Warum 
ist BIP-Wachstum dennoch weiterhin ein politisches Ziel? 
Lindner (2023) identifiziert dafür drei Bereiche gesell-
schaftlicher Wohlfahrt, die wachstumsabhängig (growth-
dependent) sind (Petschow et al., 2018). 

Erstens verbessert Wachstum den materiellen Wohlstand, 
was im Durchschnitt mit einer Verbesserung der Lebens-
qualität einhergeht (Roser, 2020a): In Ländern mit höhe-
rem BIP pro Kopf haben die Menschen im Durchschnitt 
eine höhere Lebenserwartung, die Säuglingssterblichkeit 
ist geringer, es sterben weniger Mütter bei der Geburt, es 
gibt mehr Ärzt:innen in der Bevölkerung, die Menschen ha-
ben häufiger Zugang zu Elektrizität, die durchschnittliche 
Arbeitszeit ist geringer, die Menschen gehen länger zur 
Schule und haben damit eine höhere Alphabetisierungs-
rate und auch die Lebenszufriedenheit ist in Ländern mit 
höherem BIP pro Kopf höher.

Zweitens ist bei einem Anstieg der Arbeitsproduktivität 
Wachstum zur Vermeidung von Arbeitslosigkeit nötig (Her-
zog-Stein et al., 2018). Solange die Arbeitsproduktivität 
steigt, kann immer mehr mit immer weniger Arbeitskräften 
produziert werden. Würde die Produktion bei steigender 
Produktivität stagnieren oder gar abnehmen, würden immer 
weniger Arbeitskräfte gebraucht und die Arbeitslosigkeit 
würde steigen. Damit die Arbeitslosigkeit bei steigender Pro-
duktivität konstant bleibt, muss das Wirtschaftswachstum 
dann mindestens gleich dem Produktivitätswachstum sein.

Drittens führt Wachstum dazu, dass Verteilungskonflikte 
abgeschwächt werden können. Wenn die Produktion und 
die in der Produktion erzielten Einkommen steigen, kann im 
Prinzip jeder mehr erhalten, ohne dass andere verzichten 
müssen. Natürlich gibt es auch in wachsenden Wirtschaften 
Verteilungskonflikte und es kann durchaus dazu kommen, 
dass Bevölkerungsgruppen absolut an Einkommen ver-
lieren, wenn sich die Einkommen anderer Gruppen stärker 
erhöhen als das BIP. Das zeigt etwa Piketty (2019): Wenn 
die Rendite auf Vermögen höher als die Wachstumsrate 
der Wirtschaft ist, erhalten die bereits Reichen immer mehr 
Einkommen. Bestehende Verteilungskonflikte würden sich 
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aber massiv verstärken, wenn das BIP stagniert oder sogar 
schrumpft. Dann verlieren im Durchschnitt alle und Einkom-
menszuwächse von Gruppen sind nur noch möglich, wenn 
andere Gruppen verlieren.

Bis wann erhöht Wachstum die Lebensqualität?

Dem ersten Punkt – dass Wachstum die Lebensqualität 
erhöht – halten Vertreter:innen sowohl von Degrowth (z. B. 
Hickel, 2020) als auch von Postwachstum (z. B. Jackson, 
2009) entgegen, dass sich die Lebensqualität nur bis zu 
einem bestimmten Punkt erhöht, dann aber mit weiterem 
Wachstum nicht mehr. Diese Überlegung basiert wesentlich 
auf Arbeiten von Preston (1975) und Easterlin (1974). Preston 
(1975) hat für die Sterblichkeit und Easterlin (1974) für die Le-
benszufriedenheit statistisch gezeigt, dass die Sterblichkeit 
zwar mit dem BIP pro Kopf ab- und die Lebenszufriedenheit 
zunimmt, aber nur bis zu einem bestimmten Einkommen, ab 
dem sich beide Größen kaum noch verbessern (Ähnliches 
gilt auch für andere Dimensionen der Lebensqualität, Jack-
son, 2009). Ab diesem Punkt spiele die Ungleichheit der Ein-
kommen die zentrale Rolle. Größere Ungleichheit führe zu 
höherer Sterblichkeit und geringerer Lebenszufriedenheit.

Die nachfolgende Literatur hat diese Schlussfolgerungen 
etwas modifiziert, aber nicht grundlegend geändert (Lind-
ner, 2023). Deaton (2003) zeigt, dass Länder auch bei einem 
relativ geringen BIP geringe Sterblichkeitsraten aufweisen 
können, wenn die absolute Armut gering ist. Ranabhat et al. 
(2018) zeigen, dass die breite Verfügbarkeit von sauberem 
Wasser und sanitären Anlagen, Impfungen gegen Krankhei-
ten von Kindern und ein universelles Gesundheitssystem we-
sentliche Faktoren für die Lebenserwartung sind und dass 
diese Faktoren auch in Ländern mit relativ geringem BIP pro 
Kopf bereitgestellt werden können. Umgekehrt zeigen Case 
und Deaton (2017) für die USA, dass bei einem schlechten 
Gesundheitssystem und hoher Armut die Lebenserwartung 
auch in einem Land mit hohem BIP gering sein kann.

Die Erkenntnis Easterlins (1974) zum Zusammenhang zwi-
schen Einkommen und Lebenszufriedenheit wird als „Eas-
terlin-Paradox“ bezeichnet. Die Lebenszufriedenheit sei 
zwar innerhalb eines Landes höher bei Menschen mit hö-
herem Einkommen. Wenn aber das Einkommen eines gan-
zen Landes – das BIP – steige, nehme die durchschnitt-
liche Lebenszufriedenheit ab einer bestimmten Höhe des 
BIP pro Kopf kaum mehr zu. Die Lebenszufriedenheit hän-
ge eher vom Einkommen relativ zu anderen ab: Wenn das 
Einkommen für alle weiter steigt, die Einkommensvertei-
lung aber unverändert bleibt, steigt weder die Lebenszu-
friedenheit der Gruppen mit höherem Einkommen noch die 
der Gruppen mit geringerem Einkommen. Nachfolgende 
Studien mit mehr Daten haben dieses Bild nicht fundamen-
tal geändert (etwa Helliwell et al., 2012; Clark et al., 2017).

Degrowth und Postwachstum

Diese und ähnliche Überlegungen bilden – über die öko-
logische Wachstumskritik hinaus – die soziale Kritik an 
Wachstum, die die Anhänger:innen von Degrowth und 
Postwachstum teilen (Likaj et al., 2022). Degrowth und 
Postwachstum unterscheiden sich in der Radikalität ihrer 
Lösungen: Während Postwachstum eine Stagnation des 
BIP akzeptieren würde, setzt Degrowth auf ein Schrump-
fen; während Postwachstum eher auf die Fortentwicklung 
des wohlfahrtsstaatlich eingebetteten Kapitalismus setzt, 
verlangen viele Degrowth-Anhänger:innen eine Abkehr 
vom Kapitalismus. Sie glauben, dass es einen direkten 
Gegensatz zwischen der momentanen Wirtschaftsweise 
sowie sozialer und ökologischer Nachhaltigkeit gibt (Kallis 
und March, 2015; Schmelzer und Vetter, 2019, 20).

Kallis (2011) fasst viele Forderungen der Degrowth-
Anhänger:innen zusammen (ähnlich Schmelzer und Vetter, 
2019): Ihnen geht es um eine politisch gestaltete Schrump-
fung der Wirtschaft in wohlhabenden Ländern, die sozial 
nachhaltig und gerecht ist. Wie das Gros der Degrowth-
Anhänger:innen grenzt er eine solche Schrumpfung von 
einer Rezession ab, also einem Rückgang des BIP in einer 
Wirtschaftskrise, die zu hoher Arbeitslosigkeit führt. Viel-
mehr gehe es darum, ausgewählte Bereiche der Wirtschaft 
zu schrumpfen und andere, etwa öffentliche Dienstleistun-
gen, wachsen zu lassen. Der Konsum solle zwar insgesamt 
abnehmen, gleichzeitig solle der Anteil des öffentlichen 
Konsums aber erhöht werden. Dies alles müsse politisch 
geregelt werden und nicht dem Markt überlassen bleiben.

Schmelzer und Vetter (2019, 27 ff.) fassen einige Maßnah-
men zusammen, die bei diesen Zielen helfen sollen: Ver-
schmutzende Industrien müssten abgewickelt und gleich-
zeitig die Zirkulärwirtschaft und dezentrale erneuerbare 
Energiequellen in Gemeineigentum auf- und ausgebaut 
werden. Die Wirtschaft müsse demokratisiert werden und 
eine solidarische Ökonomie, etwa in Form kleiner und ge-
nossenschaftlich geführter Betriebe, entstehen, ohne Aus-
beutung von Menschen als Arbeitskräften. Die Technikent-
wicklung müsse demokratisiert werden, sodass Techno-
logien, die sozial und ökologisch vertretbar sind, öffentlich 
finanziert werden. Lohnarbeit müsse zurückgedrängt oder 
überwunden und die Arbeitszeit verringert werden, ohne 
dass untere Gehaltsgruppen an Einkommen einbüßen. Es 
müsse darüber hinaus die soziale Sicherung ausgebaut 
und Einkommen global und national umverteilt werden. Ein-
kommen müssten mit einem Maximaleinkommen begrenzt 
werden. Auch ein Grundeinkommen wird vorgeschlagen.

Die Frage der Einkommensverteilung ist sowohl für De-
growth- als auch für Postwachstums-Anhänger:innen 
zentral. Hickel (2019) plädiert als Degrowth-Vertreter für 
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eine Verringerung der Ungleichheit auf internationaler 
und nationaler Ebene. Die ärmsten Länder der Welt hät-
ten weiter Bedarf nach Wirtschaftswachstum, da ihr Ein-
kommen noch so gering ist, dass Wachstum ihre Lebens-
qualität weiter erhöhen kann. Das erfordere aber eine 
Schrumpfung der Produktion in den Industriestaaten.

Die Forderungen von Postwachstums-Anhänger:innen fal-
len weniger radikal aus, in Teilen vielleicht auch, weil sie sich 
stärker mit der Frage auseinandersetzen, wie wichtige sozi-
ale Dimensionen weiterhin von Wachstum abhängen. Die-
se Abhängigkeiten müssten genau verstanden werden, um 
soziale Verwerfungen bei einer BIP-Stagnation zu vermei-
den (Petschow et al., 2018). Wie Degrowth-Anhänger:innen 
gehen sie davon aus, dass eine Verringerung der Einkom-
mensungleichheit eher die Wohlfahrt erhöht als eine weite-
re BIP-Steigerung. Um diese zu erreichen, werden sie bei 
Optionen der Besteuerung und dem Umgang mit Ungleich-
heit konkreter als viele Degrowth-Anhänger:innen. Jackson 
und Victor (2018) setzen sich z. B. direkt mit der These Pi-
kettys (2019) auseinander, dass sinkende Wachstumsra-
ten die Einkommensverteilung ungleicher machen können. 
Dafür zeigen sie mit einem makroökonometrischen Modell 
für Kanada, wie eine Kombination aus Kapitalertragsteuern, 
progressiveren Einkommensteuern und einem Grundein-
kommen die Ungleichheit auch bei sinkenden Wachstums-
raten gleicher machen kann.

Zentral für die Frage nach Beschäftigung und der Vermei-
dung von Arbeitslosigkeit ist sowohl für Degrowth als auch 
für Postwachstum die Arbeitszeit. Tatsächlich gibt es zwei 
Optionen, wie mit steigender Produktivität umgegangen 
werden kann (Herzog-Stein et al., 2018): Zum einen kann 
die Produktion steigen, um Arbeitslosigkeit zu vermeiden; 
zum anderen könnte auch die Arbeitszeit verringert wer-
den. Dann würde nicht die Zahl der Beschäftigten sinken, 
sondern ihr Arbeitsvolumen. Dieser Ansatz ist im Prinzip 
bereits erprobt: Seit dem Beginn der Industrialisierung ist 
die Arbeitszeit in den meisten Industriestaaten stark ge-
sunken (Giattino et al., 2020). Die Arbeitszeitverkürzung 
müsste aber – zumindest solange die Arbeitsproduktivität 
steigt – sehr viel stärker als jetzt forciert werden.

Kritische Würdigung

Es soll gezeigt werden, dass die Forderungen erstens poli-
tisch kaum realistisch sind, weil die Verteilung zwar thema-
tisiert wird, die mit wirtschaftlicher Schrumpfung oder Sta-
gnation einhergehenden Verteilungskonflikte aber weitge-
hend ausgeblendet werden. Wahrscheinlicher ist, dass die 
Ungleichheit von Einkommen und Vermögen bei sinkendem 
oder stagnierendem BIP zunehmen würde. Zweitens bleibt 
die Frage weitgehend unbeantwortet, wie bei Degrowth 
und Postwachstum die THG-Intensität sinken kann.

Hickel (2019) hat etwa seine Forderung nach einer BIP-
Schrumpfung der Industriestaaten zur Ermöglichung von 
Wachstum in Entwicklungsländern nicht quantifiziert. Ba-
sierend auf Überlegungen von Milanovic (2021) hat Lindner 
(2023) mit Daten für die weltweite Einkommensverteilung 
versucht, die quantitativen Dimensionen einer solchen Poli-
tik zu skizzieren. Wenn das Welt-BIP insgesamt stagnieren 
soll, das BIP der ärmsten Länder aber weiter wachsen darf, 
müsste Deutschland sein BIP und Einkommen um etwa 
70 % senken. Die USA müssten unter gleichen Bedingun-
gen sogar auf 76 % ihrer Produktion verzichten.1 Da das BIP 
pro Kopf in China mittlerweile in etwa so hoch ist wie das 
durchschnittliche globale BIP pro Kopf, dürfte in Hickels 
Logik auch die Wirtschaft Chinas nicht weiter wachsen.

Um – wie von vielen Degrowth-Anhänger:innen gefordert 
– auch die Einkommen innerhalb von Ländern gleicher 
zu verteilen und dabei die Einkommen der Ärmsten zu 
schonen, müssten bei einem Sinken des durchschnittli-
chen Einkommens von 70 % in Deutschland die reichsten 
10 % ihr Einkommen um 87 % reduzieren (Lindner, 2023). 
Gelänge es, bei einer schrumpfenden Wirtschaft alle Ein-
kommen gleich zu verteilen, müssten die ärmsten 10 % 
aber immer noch auf 6 % ihres Einkommens verzichten.

Man sieht hier, dass Degrowth politisch nicht realistisch 
ist. Es ist wohl in keinem Industrieland politisch zu vermit-
teln, dass die Einkommen massiv sinken oder in Schwel-
lenländern, wie etwa China, stagnieren müssen, damit 
anderen Ländern weiter Wachstum erlaubt werden kann. 
Man kann dies bereits an den Konflikten erkennen, die 
im Rahmen der internationalen Klimaverhandlungen bei 
Hilfen für den Klimaschutz aufkommen. Was die reichen 
Länder bereit sind, den ärmeren Ländern zur Klimaan-
passung zu zahlen, ist weit von den Bedarfen dieser Län-
der entfernt – und noch weiter von einer ernsthaften inter-
nationalen Umverteilung von Einkommen (Oxfam, 2023).

So verdienstvoll die Auseinandersetzung mit der Frage der 
Ungleichheit ist, die auch Postwachstums-Anhänger:innen 
umtreibt (Jackson und Victor, 2018), so sehr ist doch 
zu vermuten, dass eine Stagnation und erst recht eine 
Schrumpfung der Wirtschaft eher zu einer Zunahme als 
zu einer Abnahme der Ungleichheit führen dürfte. Wenn 
der Übergang in eine schrumpfende oder stagnierende 
Wirtschaft mit weniger Einkommensungleichheit friedlich 
und demokratisch gelingen soll, müsste ein enormer po-
litischer Konsens hergestellt werden, der aber vollkommen 
unrealistisch ist. So gibt es wenig Grund zu der Annahme, 
dass die Reichen ihre größere politische und wirtschaftli-
che Macht (Witko et al., 2021) nicht nutzen würden, um ihre 

1	 Dabei wurden Daten für 2014 verwendet, da für das Jahr besonders 
gute Daten zur weltweiten Einkommensverteilung vorliegen.
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Einkommen und Vermögen zu verteidigen. Dann würden 
die Einkommen der Ärmeren aber umso stärker fallen. Eine 
Schrumpfung oder Stagnation im Namen des Klimaschut-
zes würde dann mit hoher Wahrscheinlichkeit zu einer brei-
ten Ablehnung von Klimaschutz insgesamt führen.

Unabhängig von den absehbaren politischen Auseinan-
dersetzungen folgt aus der Feststellung, dass ein weiter 
steigendes BIP die Lebensqualität nicht weiter erhöht auch 
noch nicht, dass ein sinkendes BIP die Lebensqualität un-
beeinträchtigt lässt oder gar verbessert, wenn nur die Ver-
teilung der Einkommen gleicher wird. Es ist empirisch gut 
belegt, dass Menschen „loss aversion“ unterliegen, dass 
also die Lebenszufriedenheit stärker sinkt, wenn Menschen 
etwas verlieren, als sie steigen würde, wenn sie etwas ge-
winnen (Boyce et al., 2013; Kahnemann und Tversky, 1979). 
Aus der Tatsache, dass eine weitere Einkommenserhöhung 
über ein bestimmtes Maß hinaus Gesundheit und Lebens-
qualität nicht weiter verbessert, ist nicht ableitbar, dass ei-
ne Einkommensverringerung – selbst wenn die wahrschein-
lichen massiven Verteilungskonflikte vermieden werden 
könnten – beide Größen positiv beeinflussen kann.

Der zweite Kritikpunkt ist, dass sich Degrowth und Post-
wachstum nicht ausreichend mit der Frage beschäftigen, 
wie die für die Dekarbonisierung notwendige Senkung der 
THG-Intensität auf null erfolgen kann und wie genau die 
notwendigen Investitionen dafür zustande kommen sollen. 
Beide Ansätze kritisieren zwar, dass Grünes Wachstum zu 
viel Hoffnung in technisch-ökonomische Instrumente zur 
Reduzierung der THG-Intensität setzt (Hickel und Kallis, 
2019; Jackson, 2009), aber sie bleiben oft eigene Vorschlä-
ge schuldig. Das Problem ist, dass die Höhe grüner Inves-
titionen sowohl selbst von Wachstum abhängt als auch 
Wachstum erzeugt. Eyraud et al. (2013) und Kilinc-Ata und 
Dolmatov (2023) zeigen empirisch, dass mehr Wirtschafts-
wachstum (neben anderen Faktoren) auch zu höheren In-
vestitionen in den Klimaschutz führt. Wachstum erleichtert 
die Finanzierung von Investitionen und stellt die notwendi-
ge Profitabilität sicher. Darüber hinaus haben grüne Inves-
titionen auch einen besonders hohen Investitionsmultipli-
kator (Batini et al., 2021; O’Callaghan et al., 2022), erhöhen 
das BIP also über die anfängliche Investitionssumme hin-
aus und führen damit selbst zu höherem Wachstum.

Degrowth- und Postwachstumsansätze müssen dann er-
klären, welchen Anreiz für die notwendigen Investitionen 
Unternehmen unter der Bedingung von Stagnation oder 
Wirtschaftsschrumpfung haben. Und sie müssen klären, wie 
damit umzugehen ist, wenn grüne Investitionen das Wirt-
schaftswachstum erhöhen. Müsste das resultierende Wachs-
tum gestoppt werden, etwa mit einer restriktiven Fiskal- und 
Geldpolitik, die wiederum die privaten Investitionen insge-
samt, aber auch die grünen Investitionen senken würde?

Insgesamt ergibt sich, dass Degrowth und in geringerem 
Maße Postwachstum die sozialen und politischen Kos-
ten ihrer Politiken unterschätzen, weil eine Stagnation 
oder Schrumpfung des BIP die Verteilungskonflikte stark 
erhöhen würde. Diesen absehbar hohen Kosten stehen 
aber keine ausreichend hohen Erträge in Form von THG-
Neutralität gegenüber, da beide Strategien die Anreize für 
klimaneutrale Investitionen senken würden. Insofern ist zu 
befürchten, dass bei Umsetzung dieser Strategien auch 
klima- und umweltpolitisch kaum etwas gewonnen wäre.

Fazit

Auch wenn Degrowth und Postwachstum hier kritisiert 
wurden, ist ihre Wachstumskritik weiterhin wichtig. Wirt-
schaftswachstum ist immer ein Mittel zum Zweck, auch 
wenn ohne dieses Mittel der Zweck nur schwer zu errei-
chen ist. Es ist aber richtig, dass Politik und Gesellschaft 
sich bei allen Entscheidungen zuerst die Frage stellen 
sollten, ob diese die Lebensqualität in einem Land erhö-
hen. Eine Verringerung der Einkommensungleichheit und 
eine Stärkung der öffentliche Dienstleistungen, wie Bil-
dung und Gesundheit, würden dies sicher tun. Die zentra-
le Kritik dieses Artikels ist aber, dass solche Politiken mit 
einer Stagnation oder einem Schrumpfen der Produktion 
sehr viel schwieriger, wenn nicht gar unmöglich werden.

Wenn nun die hier vorgebrachte Kritik an Degrowth und 
Postwachstum valide ist, was wäre dann die Alternative? 
Es ist Grünes Wachstum, also ein BIP-Wachstum, bei dem 
die privaten und staatlichen Investitionen in die Dekarboni-
sierung so stark steigen, dass die globale Temperatur sich 
um weniger als 2 °C erhöht. Dass sich Investitionen in Kli-
maschutz lohnen, zeigen die vergangenen zehn Jahre. In 
den 2010er Jahren gingen einflussreiche Szenarien des In-
tergovernmental Panel on Climate Change (IPCC) unter der 
Beibehaltung der damaligen Politiken („Business as usual“-
Szenarien) noch davon aus, dass sich die Welt bis 2100 um 
4 bis 5 °C erwärmen könnte. Mittlerweile liegt das wahr-
scheinlichste „Business as usual“-Szenario unter anderem 
wegen der Klimapolitiken der vergangenen Jahre eher bei 
einer Erwärmung von im Mittel etwa 3 °C (Hausfather und 
Ritchie, 2019). Zwar würde solch ein Temperaturanstieg im-
mer noch zu katastrophalen Folgen führen. Dass aber noch 
höhere Temperaturanstiege mittlerweile sehr viel unwahr-
scheinlicher sind, zeigt, dass Fortschritte beim Klimaschutz 
möglich sind und mit einer Verstärkung der bisherigen An-
strengungen auch weiter ausgebaut werden können.

Zentral für diese Fortschritte war der stark gestiegene Ein-
satz von erneuerbaren Energien, der wiederum durch Ska-
leneffekte zu enormen Kostensenkungen geführt hat (Ro-
ser, 2020b). Dabei haben sich die Kosten und der Einsatz 
von erneuerbaren Energien bisher stets positiver entwi-
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ckelt als prognostiziert (Way et al., 2022). Darüber hinaus 
zeigen der europäische CO2-Zertifikatehandel und der In-
flation Reduction Act in den USA, wie kluge staatliche Po-
litik einen Anreiz für höhere Investitionen in klimaneutrale 
Technologien geben kann, ohne dabei auf eine Politik der 
Stagnation oder Schrumpfung zu setzen. Szenarien der 
Internationalen Energieagentur zeigen, dass Wachstum 
mit Klimaneutralität vereinbar sein kann, allerdings nur bei 
einer massiven globalen Ausweitung von Forschung und 
Entwicklung in klimaneutrale Technologien und Investitio-
nen (IEA, 2021). Darauf sollten sich Wirtschaft, Politik und 
Gesellschaft mit aller Kraft konzentrieren.
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Title: No Growth is No Solution Either. A Critique of Degrowth and Post-Growth Approaches
Abstract: In the face of climate change and other ecological problems, the degrowth and post-growth approaches are gaining more and more 
supporters. However, these growth-critical approaches have many problems. While the critique of growth is justified in many areas, the con-
traction or stagnation of production is associated with negative social and political consequences , as it would most likely lead to massive distri-
butional conflicts. Moreover, a shrinking or stagnating GDP could make the necessary decarbonisation of the economy more difficult, because 
the investment required for decarbonisation would be much harder to implement in such an economy than in a growing economy.


